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Abschnitt 1
Leichenwesen

§ 1
Begriffsbestimmung

(1) Leiche im Sinne dieses Gesetzes ist der Körper eines Menschen, bei dem sichere Zeichen des To-
des bestehen oder bei dem der Tod auf andere Weise zuverlässig festgestellt worden ist. Als Leiche
gilt auch der Körper eines Neugeborenen, bei dem nach vollständigem Verlassen des Mutterleibes

1. entweder das Herz geschlagen oder die Nabelschnur pulsiert oder die natürliche Lungenat-
mung eingesetzt hat und das danach verstorben ist oder

 

2. keines der unter Nummer 1 genannten Lebenszeichen festzustellen war, das Geburtsgewicht
jedoch mindestens 500 Gramm betrug (Totgeborenes).

 

(2) Eine Leibesfrucht mit einem Gewicht unter 500 Gramm, bei der nach vollständigem Verlassen des
Mutterleibes keines der in Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 genannten Lebenszeichen festzustellen war (Fehlge-
borenes), gilt nicht als Leiche im Sinne dieses Gesetzes.

§ 2
Ehrfurcht vor den Toten

Wer mit Leichen oder Leichenteilen umgeht, hat dabei die gebotene Ehrfurcht vor dem toten Men-
schen zu wahren. Gleiches gilt für den Umgang mit Fehlgeborenen oder der Totenasche.

§ 3
Ärztliche Leichenschau

(1) Jede Leiche ist zur Feststellung des Todes, des Todeszeitpunktes, der Todesart und der Todesursa-
che von einem Arzt zu untersuchen (Leichenschau).

(2) Die Leichenschau haben unverzüglich zu veranlassen:

1. die zum Haushalt des Verstorbenen gehörenden Personen,

 

2. derjenige, in dessen Wohnung, Unternehmen oder Einrichtung sich der Sterbefall ereignet hat,
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3. jeder, der eine Leiche auffindet.

 

Die Pflicht besteht nicht, wenn bereits ein anderer die Leichenschau veranlaßt hat oder wenn in den
Fällen der Nummer 3 die Polizei benachrichtigt wird.

(3) Zur Vornahme der Leichenschau sind verpflichtet:

1. bei Sterbefällen in Krankenhäusern und anderen Einrichtungen, zu deren Aufgaben auch die
ärztliche Behandlung der aufgenommenen Personen gehört, jeder dort tätige Arzt; bei mehre-
ren Ärzten kann die Leitung der Einrichtung regeln, welcher von ihnen die Leichenschau vorzu-
nehmen hat,

 

2. bei Sterbefällen in einem Fahrzeug des Rettungsdienstes ohne Notarzt der im jeweils nächstge-
legenen Krankenhaus diensthabende Arzt,

 

3. in allen anderen Fällen jeder erreichbare niedergelassene Arzt sowie Ärzte im Notfalldienst.

 

Ein Arzt kann es ablehnen, über die Feststellung des Todes hinaus eine Leichenschau vorzunehmen,
wenn er durch die weiteren Feststellungen sich selbst oder einen seiner in § 52 Abs. 1 der Strafproze-
ßordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr einer strafrechtlichen Verfolgung oder eines Verfah-
rens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

(4) Ein im Notfalldienst tätiger Arzt kann sich auf die Feststellung des Todes, des Todeszeitpunktes
und der äußeren Umstände beschränken, wenn er durch die Durchführung der Leichenschau an der
Wahrnehmung seiner Aufgaben im Notfalldienst oder Rettungsdienst gehindert würde und er dafür
sorgt, daß ein anderer Arzt eine vollständige Leichenschau durchführt. Ein im Rettungsdienst tätiger
Arzt hat sich auf die Feststellung des Todes, des Todeszeitpunktes und der äußeren Umstände zu be-
schränken; zur Veranlassung der Durchführung der vollständigen Leichenschau verständigt der im
Rettungsdienst tätige Arzt eine Person nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 oder die Polizei. Über die Fest-
stellung ist vom Arzt unverzüglich eine Bescheinigung auszustellen.

§ 4
Durchführung der Leichenschau

(1) Die Leichenschau ist unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von acht Stunden nach der Auffor-
derung dazu durchzuführen. Die Leichenschau soll an dem Ort, an dem der Tod eingetreten ist oder
die Leiche aufgefunden wird, vorgenommen werden. Der Arzt und die von ihm hinzugezogenen Helfer
sind berechtigt, jederzeit den Ort zu betreten, an dem sich die Leiche befindet. Hält es der Arzt nicht
für zweckmäßig, die Leichenschau an diesem Ort durchzuführen, weil sich die Leiche nicht in einem
geschlossenen Raum befindet oder die Rücksicht auf anwesende Angehörige oder andere Umstän-
de einer ordnungsgemäßen Leichenschau entgegenstehen, kann er sich auf die Todesfeststellung be-
schränken und die vollständige Leichenschau an einem geeigneten Ort weiterführen; Satz 1 und § 3
Abs. 4 Satz 2 gelten entsprechend. Die Leichenschau ist an der vollständig entkleideten Leiche unter
Einbeziehung aller Körperregionen durchzuführen.

(2) Angehörige sowie Personen, die den Verstorbenen während einer dem Tod vorausgegangenen
Krankheit behandelt oder gepflegt haben, sind verpflichtet, dem Arzt auf Verlangen Auskunft über
Krankheiten und andere Gesundheitsschädigungen des Verstorbenen und über sonstige für seinen
Tod möglicherweise ursächliche Ereignisse zu erteilen. Sie können die Auskunft auf Fragen verwei-
gern, wenn sie durch die Auskunft sich selbst oder einen ihrer in § 52 Abs. 1 der Strafprozeßordnung
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bezeichneten Angehörigen der Gefahr einer strafrechtlichen Verfolgung oder eines Verfahrens nach
dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würden.

(3) Ist durch äußere Merkmale bereits erkennbar oder läßt sich nicht ausschließen, daß es sich um
einen nichtnatürlichen Tod handelt, oder handelt es sich um einen unbekannten Toten, hat der Arzt
unverzüglich die Polizei oder Staatsanwaltschaft zu verständigen. Er hat in diesem Fall von der Lei-
chenschau abzusehen und bis zum Eintreffen der Polizei oder der Staatsanwaltschaft dafür zu sorgen,
daß keine Veränderungen an der Leiche und der unmittelbaren Umgebung vorgenommen werden. Als
nichtnatürlich ist ein Tod anzunehmen, der durch Selbsttötung oder durch einen Unfall herbeigeführt
wurde oder bei dem eine Einwirkung Dritter ursächlich gewesen ist. Ergeben sich erst während der
Leichenschau Hinweise auf einen nichtnatürlichen Tod, hat der Arzt ebenso zu verfahren.

(4) War der Verstorbene an einer Krankheit erkrankt, die aufgrund des Infektionsschutzgesetzes vom
20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 2 § 3 Abs. 4 des Gesetzes vom 1. Sep-
tember 2005 (BGBl. I S. 2618), meldepflichtig ist und die durch den Umgang mit der Leiche weiterver-
breitet werden kann, gehen sonstige Gefahren von der Leiche aus oder besteht ein Verdacht hierfür,
hat der Arzt die Leiche deutlich sichtbar entsprechend zu kennzeichnen.

§ 5
Obduktion und Sektion

(1) Eine Leichenöffnung zur Klärung der Todesursache oder zur Überprüfung der Diagnose oder der
Therapie (Obduktion) ist außer in den bundesrechtlich geregelten Fällen zulässig, wenn der Verstorbe-
ne vor seinem Tode eingewilligt hatte. Liegt eine solche Erklärung des Verstorbenen nicht vor und hat
dieser einer Obduktion nicht widersprochen, kann die Obduktion vorgenommen werden, wenn der in
der Rangfolge des § 9 Abs. 2 nächste Angehörige oder die vom Verstorbenen bevollmächtigte Person
über die Absicht, eine Obduktion durchzuführen und über die Möglichkeit, dieser innerhalb einer fest-
gelegten Frist von mindestens 24 Stunden nach Information ohne Angabe von Gründen zu widerspre-
chen, informiert worden ist und innerhalb der Frist kein Widerspruch erfolgt ist. Bei mehreren gleich-
rangigen Angehörigen genügt die Information und der Widerspruch eines Angehörigen. Die Informati-
on nach Satz 2 ist zu dokumentieren.

(2) Obduktionen dürfen nur von Ärzten, die die Anerkennung zum Führen der Gebietsbezeichnung Pa-
thologie oder Rechtsmedizin besitzen, oder unter deren Aufsicht vorgenommen werden.

(3) Leichen dürfen für anatomische Sektionen oder für sonstige Zwecke der Forschung und Lehre nur
dann verwendet werden, wenn die schriftliche Einwilligung des Verstorbenen vorliegt.

§ 6
Todesbescheinigung

(1) Unverzüglich nach Beendigung der Leichenschau hat der Arzt eine Todesbescheinigung auszu-
stellen. Die Todesbescheinigung dient dem Nachweis des Todeszeitpunktes und der Todesursache,
der für die Aufklärung von etwaigen Straftaten erforderlichen Mitteilung der Todesart, der Prüfung, ob
seuchenhygienische oder sonstige Maßnahmen zur Gefahrenabwehr erforderlich sind, sowie Zwecken
der Statistik und der Forschung. Kann der Arzt die Todesbescheinigung nicht sofort vollständig aus-
stellen, insbesondere weil ihm notwendige Angaben fehlen, hat er vorerst eine Bescheinigung über
die Feststellung des Todes auszustellen und das vollständige Ausstellen der Todesbescheinigung un-
verzüglich nachzuholen.
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(2) Wird eine Obduktion durchgeführt, so hat der obduzierende Arzt dem für den Sterbeort zuständi-
gen Gesundheitsamt unverzüglich eine Bescheinigung über die von ihm festgestellte Todesursache
und andere wesentliche Krankheiten (Obduktionsschein) zu übersenden.

(3) Todesbescheinigungen und Obduktionsscheine sind von dem für den Sterbeort zuständigen Ge-
sundheitsamt auf ordnungsgemäße Ausstellung zu überprüfen und 30 Jahre lang aufzubewahren. Ärz-
te, die die Leichenschau oder eine Obduktion vorgenommen haben, sind verpflichtet, auf Anforderung
des Gesundheitsamtes lückenhafte Todesbescheinigungen oder Obduktionsscheine zu vervollständi-
gen. Sie sowie Ärzte, die den Verstorbenen vorher behandelt haben, sind verpflichtet, die zur Über-
prüfung und Vervollständigung erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

(4) Das Gesundheitsamt kann auf Antrag Auskünfte aus Todesbescheinigungen und Obduktionsschei-
nen im erforderlichen Umfang erteilen und insoweit auch Einsicht gewähren und Ablichtungen davon
aushändigen,

1. wenn der Antragsteller ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht und kein Grund zu der An-
nahme besteht, daß durch die Offenbarung schutzwürdige Belange des Verstorbenen oder sei-
ner Angehörigen beeinträchtigt werden, oder

 

2. wenn der Antragsteller die Angaben für ein wissenschaftliches Forschungsvorhaben benötigt
und
a) durch sofortige Anonymisierung der Angaben sichergestellt wird, daß schutzwürdige Be-

lange des Verstorbenen und seiner Angehörigen nicht beeinträchtigt werden, oder

 

b) das für Gesundheit zuständige Ministerium festgestellt hat, daß das öffentliche Interesse
an dem Forschungsvorhaben das Geheimhaltungsinteresse des Verstorbenen und seiner
Angehörigen erheblich überwiegt und der Zweck der Forschung nicht auf andere Weise
erreicht werden kann.

 

 

(5) Das für Gesundheit zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung

1. den Inhalt der Todesbescheinigung, der Bescheinigung über die Todesfeststellung und des Ob-
duktionsscheins sowie

 

2. deren Empfänger, die zu beachtenden Datenschutzmaßnahmen, die Auswertung und den sons-
tigen Umgang mit diesen Bescheinigungen

 

näher zu regeln.

§ 7
Kosten der Leichenschau

(1) Bei Sterbefällen in Krankenhäusern und anderen Einrichtungen, zu deren Aufgaben auch die ärzt-
liche Behandlung der aufgenommenen Personen gehört, kann eine besondere Vergütung für die Lei-
chenschau und die Ausstellung der Todesbescheinigung nicht verlangt werden. In den übrigen Fällen
hat der zur Bestattung Verpflichtete die Kosten für die Leichenschau und die Ausstellung der Todesbe-
scheinigung zu tragen oder dem Veranlasser zu erstatten.

- Seite 6 von 16 -



(2) In den Fällen des § 5 Abs. 3 trägt die Einrichtung, die die Leiche für Zwecke von Forschung und
Lehre übernimmt, die Kosten der Leichenschau und die Ausstellung der Todesbescheinigung.

§ 8
Aufbewahrung und Beförderung von Leichen

(1) Jede Leiche ist innerhalb von 36 Stunden nach Eintritt des Todes, bei späterem Auffinden unver-
züglich in eine Leichenhalle zu überführen. Das Gesundheitsamt kann im Einzelfall Ausnahmen zu-
lassen, sofern Gründe der Hygiene nicht entgegenstehen, oder die Frist nach Satz 1 aus Gründen der
Hygiene verkürzen. Leichenhallen sind Räumlichkeiten, die ausschließlich der Aufbewahrung von Lei-
chen dienen und den Anforderungen der Hygiene entsprechen.

(2) Zur Beförderung von Leichen sind diese einzusargen. Dazu sind geschlossene, widerstandsfähige
Särge zu verwenden. Im Straßenverkehr sind Leichen in Fahrzeugen zu befördern, die ausschließlich
für den Transport von Särgen und Urnen bestimmt und hierfür eingerichtet sind. Das Gesundheitsamt
kann Ausnahmen zulassen. Die Beförderung von Leichen in Anhängern von Fahrzeugen ist nicht zu-
lässig. Unterbrechungen bei der Überführung sind zu vermeiden. Die Sätze 1 bis 3 und 5 gelten nicht
für die Bergung von Leichen, insbesondere die Beförderung tödlich Verunglückter von der Unfallstel-
le. Särge dürfen zu Transportzwecken nur dann mehrfach verwendet werden, sofern sie rückstands-
frei reinigbar sind.

(3) Wer eine nach § 4 Abs. 4 zu kennzeichnende Leiche einsargt, hat die Kennzeichnung auf dem Sarg
zu wiederholen.

(4) Leichen dürfen von einem Ort außerhalb der Bundesrepublik Deutschland nur dann in das Land
Mecklenburg-Vorpommern befördert werden, wenn aus einem Leichenpaß oder einer amtlichen Be-
scheinigung hervorgeht, ob der Verstorbene an einer übertragbaren Krankheit gelitten hat. Das Ge-
sundheitsamt kann Ausnahmen zulassen. Für die Beförderung einer Leiche aus Mecklenburg-Vorpom-
mern an einen anderen Ort stellt das Gesundheitsamt auf Antrag einen Leichenpaß aus. Es ist berech-
tigt, die dafür erforderlichen Nachweise zu verlangen sowie eigene Ermittlungen durchzuführen und
Auskünfte einzuholen.

(5) Leichen dürfen aus dem Land Mecklenburg-Vorpommern nur dann an einen Ort außerhalb der
Bundesrepublik Deutschland befördert werden, wenn vorher eine zweite Leichenschau durchgeführt
worden ist. § 12 Abs. 1 und 2 gilt entsprechend.

(6) Die Aufbewahrung und Beförderung von Leichen hat den DIN-Normen DIN EN 15017 und DIN EN
75081 in ihrer jeweils geltenden Fassung zu entsprechen. Institutionen, die Tätigkeiten in diesem Be-
reich ausführen, müssen ein zertifiziertes Qualitätsmanagement nachweisen. Die Zertifizierung erfolgt
nach ISO durch eine bei der Deutschen Akkreditierungsstelle akkreditierte Zertifizierungsstelle.

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht für Totgeborene mit einem Gewicht unter 1 000 Gramm.

Abschnitt 2
Bestattungswesen

§ 9
Bestattungspflicht

(1) Leichen sind zu bestatten. Dies gilt nicht für Totgeborene mit einem Gewicht unter 1 000 Gramm.
Diese Totgeborenen sowie Fehlgeborene und Feten sind auf Wunsch eines Elternteils zu bestatten.
Die Einrichtung, in der eine Tot- oder Fehlgeburt oder ein Schwangerschaftsabbruch erfolgt ist, hat

- Seite 7 von 16 -



die Eltern über die Möglichkeit der Bestattung zu informieren. Totgeborene mit einem Gewicht un-
ter 1 000 Gramm sowie Fehlgeborene und Feten aus Schwangerschaftsabbrüchen nach der zwölften
Schwangerschaftswoche, die nicht auf Wunsch eines Elternteils bestattet werden, sind von der Ein-
richtung auf einem Friedhof beizusetzen. Sonstige Fehlgeborene und Feten aus Schwangerschaftsab-
brüchen sind hygienisch einwandfrei und dem sittlichen Empfinden entsprechend einer Verbrennung
zuzuführen, sofern sie nicht rechtmäßig zu medizinischen, pharmazeutischen oder wissenschaftlichen
Zwecken verwendet werden. Satz 6 gilt entsprechend für die Beseitigung von Körperteilen.

(2) Für die Bestattung haben die volljährigen Angehörigen, für die kein Betreuer gerichtlich bestellt
ist, in folgender Reihenfolge zu sorgen:

1. Ehegatte,

 

2. Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes vom 16. Februar 2001 (BGBl. I
S. 266), zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 18 des Gesetzes vom 19. Februar 2007 (BGBl. I
S. 122),

 

3. Kinder,

 

4. Eltern,

 

5. Geschwister,

 

6. Großeltern,

 

7. Enkelkinder,

 

8. sonstiger Partner einer auf Dauer angelegten nichtehelichen Lebensgemeinschaft.

 

(3) Sind Bestattungspflichtige im Sinne des Absatzes 2 nicht vorhanden, nicht zu ermitteln oder nicht
auffindbar oder kommen sie ihrer Pflicht nicht nach und veranlasst kein anderer die Bestattung, hat
die örtliche Ordnungsbehörde für die Bestattung zu sorgen, die für den Ort zuständig ist, in dem der
Verstorbene zuletzt seine Hauptwohnung hatte. Lag die letzte Hauptwohnung des Verstorbenen nicht
in Mecklenburg-Vorpommern und veranlasst die dort zuständige örtliche Ordnungsbehörde die Bestat-
tung nicht, hat diejenige örtliche Ordnungsbehörde für die Bestattung zu sorgen, in deren Gebiet der
Todesfall eingetreten ist. Ist der Tod in diesem Fall auf See oder in einem Luftfahrzeug eingetreten, so
ist die Ordnungsbehörde des Ortes zuständig, an dem die Leiche an Land gebracht wird. Eine Pflicht
zur Erstattung der Kosten bleibt unberührt.

(4) In den Fällen des § 5 Abs. 3 ist die Einrichtung, die die Leiche für Zwecke der Forschung und Leh-
re übernommen hat, für die Bestattung verantwortlich, sobald die Leiche für diese Zwecke nicht mehr
benötigt wird.

§ 10
Bestattungsart

(1) Die Bestattung kann als Erdbestattung oder als Feuerbestattung mit anschließender Beisetzung
der Asche durchgeführt werden. Die Art und der Ort der Bestattung richten sich nach dem Willen des
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Verstorbenen. Ist der Wille des Verstorbenen nicht bekannt, bestimmt der Auftraggeber die Bestat-
tungsart und den Bestattungsort.

(2) Veranlasst nach § 9 Absatz 3 eine Behörde die Bestattung und ist der Wille des Verstorbenen nicht
bekannt, so ist eine einfache, ortsübliche und würdige Bestattung durchzuführen. Nicht zulässig sind
in diesen Fällen das Verstreuen der Asche und die Urnenbeisetzung auf See. Das Grab muss nament-
lich gekennzeichnet sein, es sei denn, nach dem Willen des Verstorbenen sollte die Beisetzung in ei-
nem anonymen Grab stattfinden. Handelt es sich um die Leiche eines Unbekannten, so ist nur die Erd-
bestattung zulässig.

(3) Die Beisetzung bei einer Erdbestattung hat ohne Sarg zu erfolgen, wenn dies dem Willen des Ver-
storbenen entspricht.

(4) Für Beisetzungen in den Fällen des § 9 Abs. 1 Satz 5 gelten die Vorschriften über die Bestattung
nicht.

§ 11
Voraussetzungen der Bestattung

(1) Die Bestattung ist zulässig, wenn eine Leichenschau durchgeführt worden ist und ein Nachweis
über die Anzeige des Sterbefalles beim Standesamt vorgelegt wird. Vor der Anzeige beim Standesamt
darf der Verstorbene nur mit Genehmigung der örtlichen Ordnungsbehörde des Sterbeortes bestattet
werden.

(2) Erdbestattungen dürfen frühestens 24 Stunden nach Eintritt des Todes vorgenommen werden; in-
nerhalb von zehn Tagen nach Todeseintritt soll die Erdbestattung vorgenommen, bei einer Feuerbe-
stattungen die Leiche in ein Krematorium befördert oder zur Bestattung an einem anderen Ort auf
den Weg gebracht worden sein. Das Gesundheitsamt kann Ausnahmen genehmigen. Soll eine Obduk-
tion oder eine Sektion nach § 5 erfolgen, sind Satz 1 und 2 nicht anzuwenden.

(3) Soll ein Fehlgeborenes bestattet werden, so ist dem Träger des Friedhofs oder des Krematoriums
eine ärztliche Bescheinigung vorzulegen, aus der sich das Datum der Geburt sowie Name und An-
schrift der Mutter ergibt.

§ 12
Feuerbestattung

(1) Eine Feuerbestattung ist nur zulässig, wenn durch eine zweite Leichenschau bestätigt worden ist,
daß keine Anhaltspunkte für einen nichtnatürlichen Tod bestehen, oder wenn die Staatsanwaltschaft
bei Vorliegen von Anhaltspunkten für einen nichtnatürlichen Tod nach Abschluss der daraufhin vorge-
nommenen Ermittlungen dennoch einer Feuerbestattung zustimmt. Wenn eine Obduktion nach § 87
Abs. 2 der Strafprozeßordnung durchgeführt worden ist oder es sich um ein Totgeborenes mit einem
Gewicht unter 1000 Gramm handelt, ist eine zweite Leichenschau nicht erforderlich.

(2) Die zweite Leichenschau nach Absatz 1 soll durch einen hierfür vom Gesundheitsamt ermächtigten
Facharzt für Rechtsmedizin durchgeführt werden. Sie kann auch durch einen Arzt des Gesundheitsam-
tes durchgeführt werden.

(3) Angehörige und Personen, die den Verstorbenen während einer dem Tod vorausgegangenen
Krankheit behandelt oder gepflegt haben, sowie Ärzte, die die erste Leichenschau oder eine Obdukti-
on vorgenommen haben, sind verpflichtet, dem für die zweite Leichenschau zuständigen Arzt auf Ver-
langen Auskunft über Krankheiten und andere Gesundheitsschädigungen des Verstorbenen und über
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sonstige für seinen Tod möglicherweise ursächliche Ereignisse zu erteilen. § 4 Abs. 2 Satz 2 gilt ent-
sprechend. Die Durchführung der zweiten Leichenschau ist zu dokumentieren. Die Aufzeichnungen
sind vom Krematorium fünf Jahre lang aufzubewahren.

(4) Leichen dürfen nur in kommunalen Krematorien eingeäschert werden. Als kommunales Kremato-
rium gilt auch ein Unternehmen in Privatrechtsform, an dem die Gemeinde mit Mehrheit beteiligt ist.
§ 69 Absatz 1 der Kommunalverfassung gilt entsprechend.

(5) Bestattungspflichtige müssen vor der Kremierung der Leiche informiert werden, wo die Kremie-
rung erfolgt.

(6) Die Asche jeder Leiche ist in eine Urne aufzunehmen. Die Urne ist zu kennzeichnen und zu ver-
schließen. Über die vorgenommene Einäscherung und den Verbleib der Asche hat das Krematorium
ein Verzeichnis zu führen, das fünf Jahre lang aufzubewahren ist.

(7) Das Krematorium darf die Urne nur zur Beisetzung aushändigen oder versenden.

§ 13
Beisetzung

(1) Erdbestattungen sind nur auf Friedhöfen zulässig. Die Gemeinde kann mit Zustimmung des Ge-
sundheitsamtes im Einzelfall Ausnahmen zulassen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt und öffentliche
Belange nicht entgegenstehen.

(2) Bei einer Feuerbestattung ist die Urne mit der Asche auf einem Friedhof oder in geeigneter Form
in einer Kirche beizusetzen. Die Asche kann auch auf einer hierfür bestimmten Stelle eines Friedhofs
verstreut werden. Auf Wunsch des Verstorbenen darf außerdem die Urne von einem Schiff aus auf
See beigesetzt werden, wenn andere Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen. Sonstige Beisetzun-
gen von Urnen außerhalb von Friedhöfen kann die Gemeinde im Einzelfall zulassen, wenn ein wichti-
ger Grund vorliegt und öffentliche Belange nicht entgegenstehen.

Abschnitt 3
Friedhofswesen

§ 14
Friedhöfe

(1) Träger von Friedhöfen können sein

1. das Land und der Aufsicht des Landes unterstehende juristische Personen des öffentlichen
Rechts,

 

2. Gemeinden sowie

 

3. Religionsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind.

 

(2) Die Gemeinden haben Friedhöfe (Gemeindefriedhöfe) einzurichten und zu unterhalten. Dies gilt
nicht, wenn in der Gemeinde ein kirchlicher Friedhof vorhanden ist oder die Gemeinde durch Verein-
barung sicherstellt, daß der Friedhof eines anderen Trägers benutzt werden kann. Die Sätze 1 und 2
gelten für Leichenhallen entsprechend.
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(3) Die in Absatz 1 Nr. 1 und 3 genannten Körperschaften können Friedhöfe einrichten und unterhal-
ten. Auf kirchlichen Friedhöfen ist die Bestattung aller in der Gemeinde Verstorbenen zu ermöglichen,
wenn die Gemeinde keinen eigenen Friedhof unterhält und auch keine Vereinbarung nach Absatz 2
Satz 2 geschlossen hat. In diesen Fällen hat sich die Gemeinde an den Kosten des Friedhofs zu beteili-
gen, die nicht durch Benutzungsentgelte gedeckt werden können.

(4) Erhebt der Träger eines kirchlichen Friedhofs Benutzungsentgelte in der Form von öffentlich-recht-
lichen Gebühren, so sind diese auf seinen Antrag von den Oberbürgermeistern der kreisfreien Städte,
den Bürgermeistern der amtsfreien Gemeinden und den Amtsvorstehern der Ämter im Wege der Voll-
streckungshilfe nach den für die Verwaltungsvollstreckung geltenden Vorschriften beizutreiben. Kos-
ten der Vollstreckungshilfe, die nicht durch Zahlung des Pflichtigen gedeckt werden, hat der Träger
des kirchlichen Friedhofs der Vollstreckungsbehörde zu erstatten.

(5) Der Träger des Friedhofs regelt die Ordnung, Benutzung und Gestaltung sowie die Ausübung ge-
werblicher Tätigkeit durch eine Friedhofssatzung. Der Träger ist verpflichtet, die Bestattungen zu do-
kumentieren, wobei Name, Lebensdaten der oder des Verstorbenen und Ort der Bestattung aufzuneh-
men sind.

(6) Die Einrichtung oder Erweiterung von Friedhöfen bedarf der Genehmigung, die die Landräte oder
die Oberbürgermeister der kreisfreien Städte im Benehmen mit den zuständigen Wasserbehörden er-
teilen. Die Genehmigung ist öffentlich bekanntzugeben.

§ 14a

(1) Grabmäler und Grabeinfassungen aus Naturstein dürfen auf einem Friedhof nur aufgestellt wer-
den, wenn

1. sie in Staaten gewonnen, be- und verarbeitet (Herstellung) worden sind, auf deren Staatsgebiet
bei der Herstellung von Naturstein nicht gegen das Übereinkommen Nr. 182 der Internationalen
Arbeitsorganisation vom 17. Juni 1999 über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Be-
seitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit verstoßen wird, oder

 

2. durch eine Zertifizierungsstelle bestätigt worden ist, dass die Herstellung ohne schlimmste For-
men von Kinderarbeit erfolgte, und die Steine durch das Aufbringen eines Siegels oder in ande-
rer Weise unveränderlich als zertifiziert gekennzeichnet sind.

 

(2) Eine Organisation wird von der Landesregierung oder einem von der Landesregierung beauftrag-
ten Ressort, welches seine Zuständigkeit auf eine Behörde in seinem Geschäftsbereich übertragen
kann (anerkennende Behörde), als Zertifizierungsstelle anerkannt, wenn sie

1. über einschlägige Erfahrungen und Kenntnisse verfügt,

 

2. weder unmittelbar noch mittelbar an der Herstellung oder am Handel mit Steinen beteiligt ist,

 

3. sich schriftlich verpflichtet, eine Bestätigung nach Absatz 1 Nummer 2 nur auszustellen, wenn
sie sich zuvor über das Fehlen schlimmster Formen von Kinderarbeit durch unangekündigte
Kontrollen im Herstellungsstaat, die nicht länger als sechs Monate zurückliegen dürfen, verge-
wissert hat,
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4. ihre Tätigkeit dokumentiert.

 

Die anerkennende Behörde kann die Anerkennung mit Nebenbestimmungen versehen; die Gültig-
keitsdauer ist auf höchstens fünf Jahre zu befristen. Ist es aufgrund von staatlichen Reisebeschrän-
kungen unmöglich oder unzumutbar, die nach Satz 1 Nummer 3 erforderlichen Kontrollen durchzufüh-
ren, ruht die entsprechende Verpflichtung der Zertifizierungsstellen. In diesem Fall sind diese berech-
tigt, Zertifikate zu vergeben, wenn sie nach den Umständen berechtigt davon ausgehen können, dass
die Herstellung der Steine unter den Voraussetzungen von Satz 1 Nummer 2 erfolgt ist. Nach Aufhe-
bung der Reisebeschränkungen sind die Kontrollen unverzüglich wiederaufzunehmen.

(3) Absatz 1 gilt nicht für Natursteine, die vor dem 1. Juli 2021 in das Bundesgebiet eingeführt wur-
den.

§ 15
Ruhezeiten

(1) Das Gesundheitsamt legt die Mindestruhezeit für den jeweiligen Friedhof und für sonstige Grab-
stätten fest. Sie darf 20 Jahre nicht unterschreiten. Vor Ablauf der Ruhezeit darf in einem Grab keine
weitere Erdbestattung vorgenommen werden. Das Gesundheitsamt kann Ausnahmen zulassen.

(2) Für die Beisetzung der Asche von Totgeborenen, Fehlgeborenen und Feten nach § 9 Abs. 1 Satz 5
gilt keine Ruhezeit. Werden diese Körper ohne Einäscherung beigesetzt, legt das Gesundheitsamt die
Ruhezeit fest.

§ 16
Ausgrabungen und Umbettungen

(1) Ausgrabungen und Umbettungen von Leichen und Urnen darf der Träger des Friedhofs vor Ablauf
der Ruhezeit nur zulassen, wenn ein wichtiger Grund eine Störung der Totenruhe rechtfertigt. Ausgra-
bungen und Umbettungen von Leichen bedürfen der Zustimmung des Gesundheitsamtes. Umbettun-
gen von Leichen im Zeitraum von zwei Wochen bis zu sechs Monaten nach der Beisetzung sind unzu-
lässig.

(2) Mit einer Umbettung beginnt keine neue Ruhezeit.

(3) Werden bei Erdarbeiten außerhalb von Friedhöfen Überreste einer menschlichen Leiche gefunden,
sind diese nach Abschluß etwaiger polizeilicher Ermittlungen auf einem Friedhof wieder der Erde zu
übergeben, soweit sie nicht wissenschaftlichen Zwecken zugeführt werden.

§ 17
Aufhebung von Friedhöfen

(1) Friedhöfe, Teile von Friedhöfen oder einzelne Grabstätten dürfen nur aufgehoben werden, wenn
alle Mindestruhezeiten abgelaufen sind.

(2) Im öffentlichen Interesse kann ein Friedhof vor Ablauf der Mindestruhezeiten aufgehoben werden,
wenn die Leichen und Urnen vorher umgebettet worden sind.

(3) Die Aufhebung eines Friedhofs oder eines Teils eines Friedhofs ist öffentlich bekanntzugeben.

Abschnitt 4
Gemeinsame Vorschriften
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§ 18
Aufgabenwahrnehmung

(1) Die Durchsetzung der nachstehenden Regelungen

1. § 3 Abs. 3 und 4 und § 4 (Durchführung der Leichenschau durch Ärzte),

 

2. § 5 (Obduktion und Sektion),

 

3. § 6 Abs. 1, 2 und 3 Satz 2 und 3 (Ausstellung, Übersendung und Vervollständigung von Todes-
bescheinigungen und Obduktionsscheinen),

 

4. § 7 (Kosten der Leichenschau),

 

5. § 8 Abs. 3 (Wiederholung einer Kennzeichnung auf dem Sarg),

 

6. § 9 Abs. 1 Satz 4 und 5 (Beseitigung von nicht zu bestattenden Leichen und Teilen),

 

7. § 12 (Durchführung der Feuerbestattung mit Ausnahme der Beisetzung der Asche)

 

sowie die Erteilung der Genehmigung nach § 14 Abs. 6 wird den Landkreisen und den kreisfreien Städ-
ten übertragen. Sie nehmen auch die nach diesem Gesetz den Gesundheitsämtern zugewiesenen Auf-
gaben als Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises wahr. Die damit verbundenen Aufwendungen
sind durch Zuweisungen des kommunalen Finanzausgleichs für gesetzlich übertragene Aufgaben ab-
gegolten.

(2) Die Gemeinden nehmen die ihnen zugewiesenen Aufgaben nach

1. § 12 Abs. 3 Satz 4, Abs. 4, Abs. 5 Satz 3 und Abs. 6 (Betrieb von Krematorien),

 

2. § 13 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 4 (Zulassung von Beisetzungen außerhalb von Friedhöfen),

 

3. § 14 Abs. 1 bis 3 und 5 (Einrichtung und Betrieb von Friedhöfen und Leichenhallen)

 

im eigenen Wirkungskreis wahr.

(3) Die übrigen Aufgaben nach diesem Gesetz werden, soweit sie nicht ausdrücklich bestimmten Stel-
len zugewiesen sind, von den Ämtern, amtsfreien Gemeinden und kreisfreien Städten als Aufgaben
des übertragenen Wirkungskreises wahrgenommen. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(4) Fachaufsichtsbehörde ist das für Gesundheit zuständige Ministerium.

§ 19
Einschränkung von Grundrechten

Für die Durchführung der Leichenschau nach § 4 Abs. 1 dieses Gesetzes wird das Grundrecht auf Un-
verletzlichkeit der Wohnung ( Artikel 13 Abs. 1 des Grundgesetzes) eingeschränkt.

§ 20
Ordnungswidrigkeiten
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(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 3 Abs. 2 als Verpflichteter die Leichenschau nicht unverzüglich veranlaßt,

 

2. entgegen § 3 Abs. 3 als Arzt die Leichenschau nicht durchführt,

 

3. entgegen § 4 Abs. 1 die Leichenschau nicht rechtzeitig oder nicht in der erforderlichen Weise
durchführt,

 

4. entgegen § 4 Abs. 2, § 6 Abs. 3 Satz 3 oder § 12 Abs. 3 Satz 1 eine Auskunft nicht oder nicht
richtig erteilt,

 

5. entgegen § 4 Abs. 4 als Arzt eine Leiche nicht mit einem Hinweis auf eine meldepflichtige
Krankheit oder auf eine sonstige von der Leiche ausgehende Gefahr kennzeichnet oder entge-
gen § 8 Abs. 3 die Kennzeichnung auf dem Sarg nicht wiederholt,

 

6. als Arzt entgegen § 6 Abs. 1 eine Todesbescheinigung nicht, nicht richtig oder nicht vollstän-
dig ausstellt oder entgegen § 6 Abs. 3 Satz 2 eine Todesbescheinigung oder einen Obduktions-
schein nicht vervollständigt,

 

7. entgegen § 8 Abs. 2 für die Beförderung von Leichen im Straßenverkehr ein Fahrzeug benutzt,
das hierfür nicht bestimmt und eingerichtet ist, oder einen Anhänger benutzt,

 

8. entgegen § 8 Absatz 6 die Aufbewahrung und Beförderung von Leichen nicht den dort benann-
ten DIN-Normen entsprechend durchführt oder nicht den Nachweis der Zertifizierung besitzt.

 

9. entgegen § 13 eine Beisetzung außerhalb eines Friedhofs vornimmt,

 

10. einer Rechtsverordnung nach § 6 Abs. 5 zuwiderhandelt, soweit sie für einen bestimmten Tat-
bestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist.

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehörden nach § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind in den
Fällen

1. des Absatzes 1 Nr. 2 bis 6 und 9 die Landräte und die Oberbürgermeister der kreisfreien Städ-
te,

 

2. des Absatzes 1 Nr. 1, 7 und 8 die örtlichen Ordnungsbehörden.

 

(4) Die Geldbußen fließen den nach Absatz 3 zuständigen Behörden zu. Diese tragen abweichend von
§ 105 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten die notwendigen Auslagen und sind ersatz-
pflichtig im Sinne des § 110 Abs. 4 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten.

Abschnitt 5
Übergangs- und Schlußvorschriften

§ 21
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Übergangsvorschriften

(1) Bis zum Inkrafttreten einer Rechtsverordnung nach § 6 Abs. 5 sind die durch Runderlaß des Sozial-
ministeriums vom 21. Dezember 1992 (Ärzteblatt Mecklenburg-Vorpommern 1993 S. 106) eingeführ-
ten Vordrucke in der dort beschriebenen Weise zu verwenden.

(2) Für die Aufbewahrung der vor Inkrafttreten dieses Gesetzes ausgestellten Todesbescheinigungen
und Obduktionsscheine sowie für den sonstigen Umgang mit diesen gilt § 6 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4
entsprechend.

(3) Ärzte, die bisher mit der zweiten Leichenschau beauftragt waren, gelten bis auf Widerruf als er-
mächtigt im Sinne des § 12 Abs. 2.

(4) Abweichend von § 12 Abs. 4 dürfen Leichen auch in anderen Krematorien, die bei Inkrafttreten die-
ses Gesetzes bereits betrieben werden und deren Gesellschafter ausschließlich Gemeinden sind, ein-
geäschert werden.

(5) Für Bestattungen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes beträgt die Ruhezeit mindestens 20 Jahre,
auch wenn für den Friedhof bisher eine kürzere Ruhezeit festgelegt war.

§ 22
Aufhebung von Vorschriften

Soweit sie als Landesrecht in Mecklenburg-Vorpommern fortgelten, werden aufgehoben:

1. das Gesetz über die Feuerbestattung vom 15. Mai 1934 (RGBl. I S. 380),

 

2. die Verordnung zur Durchführung des Feuerbestattungsgesetzes vom 10. August 1938 (RGBl. I
S. 1000),

 

3. die Verordnung über das Bestattungs- und Friedhofswesen vom 17. April 1980 (GBl. DDR I
S. 159),

 

4. die Erste Durchführungsbestimmung zur Verordnung über das Bestattungs- und Friedhofswe-
sen vom 17. April 1980 (GBl. DDR I S. 162),

 

5. die Zweite Durchführungsbestimmung zur Verordnung über das Bestattungs- und Friedhofswe-
sen - Hygiene bei der Überführung, der Bestattung und der Exhumierung menschlicher Leichen
- vom 2. Juni 1980 (GBl. DDR I S. 164),

 

6. die Anordnung über die ärztliche Leichenschau vom 4. Dezember 1978 (GBl. DDR I 1979 S. 4),

 

7. die Anweisung ( Nr. 1) zur ärztlichen Leichenschau vom 4. Dezember 1978 (Verfügungen und
Mitteilungen des Ministeriums für Gesundheitswesen der DDR S. 101),

 

8. die Anweisung Nr. 2 zur ärztlichen Leichenschau vom 23. Oktober 1980 (Verfügungen und Mit-
teilungen des Ministeriums für Gesundheitswesen der DDR S. 62),

 

9. die Anweisung Nr. 3 über die ärztliche Leichenschau vom 4. Oktober 1983 (Verfügungen und
Mitteilungen des Ministeriums für Gesundheitswesen der DDR S. 67),
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10. die Anordnung über die Überführung von Leichen vom 20. Oktober 1971 (GBl. DDR II S. 626),

 

11. die Anordnung über die Leichenschau und die Seebestattung bei Sterbefällen auf Seeschiffen
vom 13. Februar 1985 (GBl. DDR I S. 89),

 

12. die Anordnung über die Sicherung der gegenwärtigen geltenden Preise des Bestattungswesens
gegenüber der Bevölkerung nach Einführung der Industriepreise der 3. Etappe der Industriere-
form - Bestattungswesen - vom 15. Dezember 1966 (GBl. DDR II S. 1106),

 

13. die Anlage 2 (Zusätzliche Bestimmungen über die Verladung und den Transport von Leichen)
zur Ersten Durchführungsbestimmung zur Gütertransportverordnung - Bestimmungen für den
Ladungstransport durch die Eisenbahn - vom 10. Dezember 1981 (GBl. DDR I 1982 S. 23).

 

§ 23
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. September 1998 in Kraft.

 

- Seite 16 von 16 -


